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Xundheit in Bärn

INTERPELLATION vom 17.3.2017

Der Bundesrat teilt die Besorgnis
des Interpellanten über die Kos-
tenentwicklung im Gesundheits-
wesen im Allgemeinen und in
der obligatorischen  Kranken -
pflegeversicherung im Speziel-
len. Sie lag in den letzten Jahren
über der Entwicklung sowohl der
Einkommen als auch des Brut-
toinlandproduktes (BIP). Pro ver-
sicherte Person betrug der
durchschnittliche jährliche An-
stieg der Nettoleistungen zwi-
schen 1996 und 2015 4 Prozent
(inflationsbereinigt: 3,5%).
Er ist sich der damit verbundenen
finanziellen Belastung der Pri-
vathaushalte sehr bewusst und
hat aus diesem Grund die Kos-
tendämpfung als eine der Haupt-
zielsetzungen in die Strategie
 Gesundheit 2020 aufgenommen.
Ziel ist, die hohe Qualität der me-
dizinischen Versorgung und den
Zugang der Bevölkerung zu die-
ser zu sichern sowie gleichzeitig
die finanzielle Belastung durch
die Prämien erträglich zu halten.
Im Rahmen der Strategie sind
eine Reihe von Massnahmen ein-
geleitet und umgesetzt worden,
welche die Gesundheitskosten
bereits um mehrere hundert Mil-
lionen Franken pro Jahr gesenkt
haben. Dazu gehören insbeson-
dere Massnahmen im Bereich
der Arzneimittel. Hier konnte das

Kostenwachstum pro versicherte
Person dank der Überprüfung der
Aufnahmebedingungen alle 3 Jahre
deutlich reduziert werden (1,1%
pro Jahr im Zeitraum 2010–
2015). In den Jahren 2012 bis 2014
konnten mindestens 600 Millio-
nen Franken eingespart werden.
Der Bundesrat hat am 1. Februar
2017 entschieden, dass die Über-
prüfung künftig neben einem
Auslandpreisvergleich auch einen
therapeutischen Quervergleich um-
 fasst. Gleichzeitig hat er Mass-
nahmen zur Senkung der Generi-
kapreise umgesetzt. Dadurch
dürften in den nächsten drei Jah-
ren insgesamt rund 240 Millionen
Franken eingespart werden.
Angesichts der Kosten- und
Mengenentwicklung intensiviert
der Bundesrat die bereits ergrif-
fenen Massnahmen in verschie-
denen Handlungsfeldern, wie er
es in seiner Antwort auf die
Interpellation de Courten «Prä-
mienanstieg der obligatorischen
Krankenversicherung stoppen!
Ansatzpunkte und Lösungsvor-
schläge! Welche Rezepte hat der
Bundesrat?» und in der Stellung-
nahme zu den Motionen Ettlin
Erich  und Lohr, «Obliga torische
Krankenpflegeversicherung. Den
Kostenanstieg dämpfen durch
geeignete Massnahmen zur Kos-
tenbegrenzung», aufgeführt hat,

dies namentlich in den Bereichen
Arzneimittel, medizinische Mittel
und Gegenstände, Analyseleis-
tungen, Tarife für  ambulante
ärztliche Leistungen (Tarmed),
Qualitätssicherung, verbesserte
Koordination der Versorgung und
Überprüfung der Wirksamkeit
von medizinischen Behandlun-
gen. Diese Massnahmen werden
in den kommenden Jahren wei-
tere spürbare  Ein sparungen
bringen. Zusätzliche Massnah-
men wie die Pflicht zu Mengen-
steuerungen, Tarifsenkungen bei
überdurchschnittlicher Kosten-
entwicklung, die Durchsetzung
der ambulanten Leistungser-
bringung für bestimmte Leistun-
gen oder Ergänzungen des Preis-
festsetzungsinstrumentariums
im Arzneimittelbereich sind in
Prüfung.
Auch die Kantone stehen na-
mentlich mit der Zulassung der
Spitäler durch die Spitalplanung
und -listen und der Zulassung
von Ärztinnen und Ärzten in der
Pflicht. Weitere Massnahmen zur
Eindämmung der Kostenent-
wicklung stehen ihnen ebenfalls
zur Verfügung. Sie können bei
Bedarf Globalbudgets festsetzen
oder die Tarife einfrieren, wenn
der relative Unterschied in der
jährlichen Zuwachsrate mehr als
50 Prozent gemessen an der all-
gemeinen Preis- und Lohnent-
wicklung beträgt.

In seinem Bericht in Erfüllung
des Postulates «Alternativen zur
heutigen Steuerung der Zulas-
sung von Ärztinnen und Ärzten»
hat der Bundesrat zudem Mög-
lichkeiten zur Steuerung des am-
bulanten Bereichs aufgezeigt,
welche ebenfalls kostenwirksam
sind. Priorität hat dabei eine Lö-
sung, welche die bis Mitte 2019
befristete heutige Regelung
nahtlos ablösen kann. Mittelfris-
tig sind Modelle anzustreben,
welche im Sinne einer kosten-
dämpfenden Wirkung die Anreize
optimieren.
Schliesslich hat das EDI zur Erar-
beitung neuer Massnahmen eine
Expertengruppe mit internatio-
naler Beteiligung einberufen. Sie
soll die positiven Erfahrungen
anderer europäischer Länder in
der Mengen- und Kostensteue-
rung auswerten und bis im Herbst
2017 Vorschläge für die Schweiz
erarbeiten. Die Massnahmen
sollen von den Tarifpartnern und
subsidiär von den  Tarifgeneh -
migungsbehörden angewendet
werden können. Der Bericht der
Expertengruppe wird nach sei-
nem Vorliegen dem Bundesrat
unterbreitet, damit dieser zeitnah
über zu ergreifende Massnah-
men entscheiden kann, mit
denen das Kostenwachstum im
Gesundheitswesen gedämpft
werden soll.

Stellungnahme des Bundesrates vom 2.6.2017

Ist es unvermeidbar, dass die Gesund heits -
kosten viel schneller als das BIP wachsen?
Die Interpellation von Claude Béglé haben wir in ARS MEDICI 13/17 vorgestellt.
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